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Textgegeniiberstellung

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

Artikel 1
Anderung des Fern- und Auswiirtsgeschifte-Gesetzes

Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt fiir Fernabsatz- und auBlerhalb von
Geschiftsrdumen geschlossene Vertridge (Fern- und Auswartsgeschéfte) zwischen
Unternehmern und Verbrauchern (§ 1 KSchQ).

(2) Dieses Bundesgesetz gilt — soweit in § 8 Abs. 4 nicht anderes bestimmt ist
— nicht fiir Vertrége,

1. bis 12. ...

13. die mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln mit Hilfe 6ffentlicher
Fernsprecher zu deren Nutzung geschlossen werden oder die zur Nutzung
einer einzelnen von einem Verbraucher hergestellten Telefon-, Internet-
oder Faxverbindung geschlossen werden.

(3)und (4) ...
Begriffsbestimmungen

§ 3. In diesem Bundesgesetz bezeichnet der Ausdruck
1. bis 3. ...

Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt fiir Fernabsatz- und auflerhalb von
Geschiftsrdumen geschlossene Vertridge (Fern- und Auswiartsgeschéfte) zwischen
Unternehmern und Verbrauchern (§ 1 KSchQ),

1. nach denen der Verbraucher zu einer Zahlung verpflichtet ist oder

2. in denen die Bereitstellung von digitalen Leistungen, die nicht auf einem
kérperlichen Datentrdger geliefert werden sollen, gegen die Hingabe von
personenbezogenen Daten des Verbrauchers vorgesehen ist, es sei denn,
der Unternehmer verarbeitet diese ausschlieflich zur Bereitstellung der
digitalen Leistungen oder zur Erfiillung von rechtlichen Anforderungen.

(2) Dieses Bundesgesetz gilt — soweit in § 8 Abs. 4 nicht anderes bestimmt ist

— nicht fiir Vertrége,

1. bis 12. ...

13. die mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln mit Hilfe 6ffentlicher
Fernsprecher zu deren Nutzung geschlossen werden oder die zur Nutzung
einer einzelnen von einem Verbraucher hergestellten Telefon-, Internet-
oder Faxverbindung geschlossen werden,

14. tiber Waren, die aufgrund von Zwangsvollstreckungsmafinahmen oder
anderen gerichtlichen MafSnahmen verkauft werden.
(3) und (4) ...
Begriffsbestimmungen

§ 3. In diesem Bundesgesetz bezeichnet der Ausdruck
1. bis 3. ...
4. , digitale Leistungen * digitale Inhalte oder digitale Dienstleistungen;

5., digitale Inhalte Daten, die in digitaler Form erstellt und bereitgestellt
werden, einschliefflich solcher, die nach den Anweisungen des
Verbrauchers entwickelt werden,
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. ,,akzessorischer Vertrag“ einen Vertrag, mit dem der Verbraucher Waren
oder Dienstleistungen erwirbt, die im Zusammenhang mit einem Fern-
oder Auswdrtsgeschdft stehen und bei dem diese Waren oder
Dienstleistungen von dem Unternehmer oder einem Dritten auf der
Grundlage einer Vereinbarung zwischen diesem Dritten und dem
Unternehmer geliefert oder erbracht werden.

. ,offentliche Versteigerung™ eine Verkaufsmethode, bei der der
Unternehmer Verbrauchern, die bei der Versteigerung personlich
anwesend sind oder denen diese Mdglichkeit gewahrt wird, Waren oder
Dienstleistungen anbietet, und zwar in einem vom Versteigerer
durchgefiihrten, auf konkurrierenden Geboten basierenden transparenten
Verfahren, bei dem der Bieter, der den Zuschlag erhalten hat, zum Erwerb
der Waren oder Dienstleistungen verpflichtet ist;

. ,,dauerhafter Datentrdger jedes Medium, das es dem Verbraucher oder
dem Unternehmer gestattet, an ihn personlich gerichtete Informationen
derart zu speichern, dass er sie in der Folge fiir eine fiir die Zwecke der
Informationen angemessene Dauer einsehen kann, und das die
unverdnderte Wiedergabe der gespeicherten Informationen ermdglicht;

. »digitale Inhalte” Daten, die in digitaler Form hergestellt oder
bereitgestellt werden;

6.
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,,digitale Dienstleistung

a) eine Dienstleistung, die dem Verbraucher die Erstellung, Verarbeitung

und Speicherung von Daten in digitaler Form oder den Zugang zu Daten
in digitaler Form erméglicht, oder

b) eine Dienstleistung, die die gemeinsame Nutzung der vom Verbraucher

10.

. ,,offentliche

oder von anderen Nutzern der Dienstleistung in digitaler Form
hochgeladenen oder erstellten Daten oder eine sonstige Interaktion mit
diesen Daten, ermoglicht,

jeweils  einschliefflich solcher Dienstleistungen, die
Anweisungen des Verbrauchers entwickelt werden,

nach den

,,personenbezogene Daten* personenbezogene Daten im Sinn von Art. 4
Z 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung),
ABI. Nr.L 119 vom 4.5.2016 S. I in der Fassung der Berichtigung ABI.
Nr. L 74 vom 4.3.2021 S. 35;

Versteigerung eine Verkaufsmethode, bei der der
Unternehmer Verbrauchern, die bei der Versteigerung personlich
anwesend sind oder denen diese Moglichkeit gewéhrt wird, Waren oder
Dienstleistungen anbietet, und zwar in einem vom Versteigerer
durchgefiihrten, auf konkurrierenden Geboten basierenden transparenten
Verfahren, bei dem der Bieter, der den Zuschlag erhalten hat, zum Erwerb
der Waren oder Dienstleistungen verpflichtet ist;

. ,dauerhafter Datentrdger” jedes Medium, das es dem Verbraucher oder

dem Unternehmer gestattet, an ihn personlich gerichtete Informationen
derart zu speichern, dass er sie in der Folge fiir eine fiir die Zwecke der
Informationen angemessene Dauer einsehen kann, und das die
unverdnderte Wiedergabe der gespeicherten Informationen ermdglicht;

,,Online-Marktplatz* einen Dienst, der es Verbrauchern durch die
Verwendung von Software, einschlieflich einer Website, eines Teils einer
Website oder einer Anwendung, die vom Unternehmer oder im Namen des
Unternehmers betrieben wird, ermoglicht, Fernabsatzvertrige mit
anderen Unternehmern oder Verbrauchern abzuschlieflen;
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11. ,, Anbieter eines Online-Marktplatzes“ jeden Unternehmer, der einen
Online-Marktplatz fiir Verbraucher zur Verfiigung stellt;

12. ,, Kompatibilitdt“ die Eignung von Waren oder von digitalen Leistungen,
mit der Hardware oder Software zu funktionieren, mit der derartige Waren
oder digitale Leistungen tiblicherweise verwendet werden, ohne dass die
Waren, die Hardware oder die Software verdndert oder die digitalen
Leistungen konvertiert werden miissen,

13. ,, Funktionalitdt* die Eignung von Waren oder von digitalen Leistungen,
ihre Funktionen ihrem Zweck entsprechend zu erfiillen;

14. ,, Interoperabilitit “ die Eignung von Waren oder von digitalen Leistungen,
mit einer anderen Hardware oder Software als derjenigen, mit der
derartige Waren oder digitale Leistungen Ttiblicherweise verwendet
werden, zu funktionieren;

15. ,,akzessorischer Vertrag“ einen Vertrag, mit dem der Verbraucher Waren
oder Dienstleistungen erwirbt, die im Zusammenhang mit einem Fern-
oder Auswdrtsgeschdft stehen und bei dem diese Waren oder
Dienstleistungen von dem Unternehmer oder einem Dritten auf der
Grundlage einer Vereinbarung zwischen diesem Dritten und dem
Unternehmer geliefert oder erbracht werden.

Inhalt der Informationspflicht; Rechtsfolgen Inhalt der Informationspflicht; Rechtsfolgen
§4. (1) Bevor der Verbraucher durch einen Vertrag oder seine §4. (1) Bevor der Verbraucher durch einen Vertrag oder seine
Vertragserkldrung gebunden ist, muss ihn der Unternehmer in klarer und Vertragserklirung gebunden ist, muss ihn der Unternehmer in klarer und
verstandlicher Weise iiber Folgendes informieren: verstandlicher Weise iiber Folgendes informieren:
I. .. I. ..
2. den Namen oder die Firma des Unternehmers sowie die Anschrift seiner 2.den Namen oder die Firma des Unternehmers, die Anschrift seiner
Niederlassung, Niederlassung sowie seine Telefonnummer und E-Mail-Adresse, unter

denen der Verbraucher den Unternehmer schnell erreichen und ohne
besonderen Aufwand mit ihm in Verbindung treten kann,

3. gegebenenfalls 3. gegebenenfalls
a) die Telefonnummer, die Faxnummer und die E-Mail-Adresse, unter a) andere vom Unternehmer bereitgestellte Online-
denen der Verbraucher den Unternehmer schnell erreichen und ohne Kommunikationsmittel, die gewdhrleisten, dass der Verbraucher
besonderen Aufwand mit ihm in Verbindung treten kann, etwaige  schriftliche  Korrespondenz ~mit dem  Unternehmer,

einschlieflich des Datums und der Uhrzeit dieser Korrespondenz, auf
einem dauerhaften Datentrdger speichern kann, und mit denen der
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b)undc) ...

.bis 11. ...
12.

zusétzlich zu dem Hinweis auf das Bestehen eines gesetzlichen
Gewidhrleistungsrechts fiir die Ware gegebenenfalls das Bestehen und die
Bedingungen von Kundendienstleistungen und von gewerblichen
Garantien,

13. bis 16. ...

17. gegebenenfalls die Funktionsweise digitaler Inhalte einschlielich
anwendbarer technischer SchutzmalB3nahmen fiir solche Inhalte,

18. gegebenenfalls — soweit wesentlich — die Interoperabilitit digitaler Inhalte
mit Hard- und Software, soweit diese dem Unternehmer bekannt is¢ oder
verniinftigerweise bekannt sein muss, und

19. ...

(2) bis (6) ...
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Verbraucher den Unternehmer schnell erreichen und ohne besonderen
Aufwand mit ihm in Verbindung treten kann,

b)undc) ...

4a. gegebenenfalls den Hinweis, dass der Preis auf der Grundlage einer
automatisierten Entscheidungsfindung personalisiert worden ist,

5.bis11. ...

12. zusétzlich zu dem Hinweis auf das Bestehen eines gesetzlichen
Gewidhrleistungsrechts fiir die Ware oder die digitale Leistung
gegebenenfalls das Bestechen und die Bedingungen von
Kundendienstleistungen und von gewerblichen Garantien,

13. bis 16. ...

17. gegebenenfalls die Funktionalitit von Waren mit digitalen Elementen (§ 2
Z4 VGG) und von digitalen Leistungen cinschlieBlich anwendbarer
technischer Schutzmafinahmen,

18. gegebenenfalls — soweit wesentlich — die Kompatibilitdit und
Interoperabilitidt von Waren mit digitalen Elementen und von digitalen
Leistungen, soweit sie dem Unternechmer bekannt sind oder
verniinftigerweise bekannt sein miissen, und

9. ...
(2) bis (6) ...

Zusitzliche Informationserteilung bei auf Online-Markiplitzen geschlossenen
Vertriigen

§4a. (1) Bevor der Verbraucher durch einen Fernabsatzvertrag oder seine
Vertragserklirung auf einem Online-Marktplatz gebunden ist, hat ihn der Anbieter
des Online-Marktplatzes, unbeschadet der Richtlinie 2005/29/EG iiber unlautere
Geschdftspraktiken, ABI. Nr. L 149 vom 11.6.2005 S. 22, klar und verstindlich in
einer dem verwendeten Fernkommunikationsmittel angepassten Art und Weise
tiber Folgendes zu informieren:

1. allgemeine Informationen, die die Hauptparameter zur Festlegung des
Rankings der Angebote gemdf; der Definition in Art. 2 Abs. 1 Buchstabe m
der Richtlinie 2005/29/EG, die dem Verbraucher als Ergebnis seiner
Suchanfrage auf dem Online-Markiplatz prdsentiert werden, sowie die
relative Gewichtung dieser Parameter im Vergleich zu anderen
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Parametern betreffen und die in einem bestimmten Bereich der Online-
Benutzeroberfliche zur Verfiigung gestellt werden, der von der Seite, auf
der die Angebote angezeigt werden, unmittelbar und leicht zugdnglich ist;

2. ob es sich bei dem Dritten, der die Waren, Dienstleistungen oder digitalen
Inhalte anbietet, um einen Unternehmer handelt oder nicht, auf der
Grundlage der Erklirung dieses Dritten gegeniiber dem Anbieter des
Online-Marktplatzes,

3. sofern der Dritte, der die Waren, Dienstleistungen oder digitalen Inhalte
anbietet,  kein  Unternehmer ist,  dariiber, dass die im
Verbraucherschutzrecht der Union verankerten Verbraucherrechte auf
den Vertrag keine Anwendung finden;

4. gegebenenfalls wie die sich aus dem Vertrag ergebenden Verpflichtungen
zwischen dem Dritten, der die Waren, Dienstleistungen oder digitalen
Inhalte anbietet, und dem Anbieter des Online-Marktplatzes aufgeteilt
werden, wobei diese Information die Verantwortung, die der Anbieter des
Online-Marktplatzes oder der dritte Unternehmer in Bezug auf den
Vertrag im Rahmen anderer Vorschriften des Unionsrechts oder des
nationalen Rechts hat, nicht beriihrt;

5. sofern dem Verbraucher auf dem Online-Marktplatz das Ergebnis eines
Vergleichs von Waren, Dienstleistungen oder digitalen Inhalten
prdsentiert wird, iiber die Anbieter, die bei der Erstellung des Vergleichs
einbezogen wurden,

6. sofern er selbst eine FEintrittsberechtigung fiir eine Veranstaltung
weiterverkaufen will, ob und gegebenenfalls in welcher Hoéhe der
Veranstalter einen Preis fiir den Erwerb dieser Eintrittsberechtigung
beziffert hat;

7. sofern ein Dritter eine Eintrittsberechtigung fiir eine Veranstaltung
weiterverkaufen will, ob und gegebenenfalls in welcher Hoéhe der
Veranstalter nach Angaben des Dritten einen Preis fiir den Erwerb dieser
Eintrittsberechtigung beziffert hat.

(2) Der Anbieter des Online-Marktplatzes hat den Verbraucher zum
frithestméglichen Zeitpunkt, bevor dieser durch einen Fernabsatzvertrag oder
seine Vertragserkldrung auf dem Online-Marktplatz gebunden ist, und ein weiteres
Mal unmittelbar, bevor der Verbraucher seine Vertragserkldrung abgibt, klar,
verstindlich und in hervorgehobener Weise dariiber zu informieren, ob der
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Informationserteilung bei Fernabsatzvertrigen

§7.(1) ...

(2) Wird der Vertrag unter Verwendung eines Fernkommunikationsmittels
geschlossen, bei dem fiir die Darstellung der Information nur begrenzter Raum oder
begrenzte Zeit zur Verfiigung steht, so hat der Unternehmer dem Verbraucher vor
dem Vertragsabschluss iiber dieses Fernkommunikationsmittel zumindest die in
§4 Abs.1Z1,2,4,5, 8 und 14 genannten Informationen iiber die wesentlichen
Merkmale der Waren oder Dienstleistungen, den Namen des Unternehmers, den
Gesamtpreis, das Riicktrittsrecht, die Vertragslaufzeit und die Bedingungen der
Kiindigung unbefristeter Vertrage zu erteilen. Die anderen in § 4 Abs. 1 genannten
Informationen sind dem Verbraucher auf geeignete Weise unter Beachtung von
Abs. 1 zu erteilen.

3) ...
Beginn der Vertragserfiillung vor Ablauf der Riicktrittsfrist

§ 10. Hat ein Fernabsatzvertrag oder ein auflerhalb von Geschiftsrdumen
geschlossener Vertrag eine Dienstleistung, die nicht in einem begrenzten Volumen
oder in einer bestimmten Menge angebotene Lieferung von Wasser, Gas oder
Strom oder die Lieferung von Fernwirme zum Gegenstand und wiinscht der
Verbraucher, dass der Unternehmer noch vor Ablauf der Riicktrittsfrist nach § 11
mit der Vertragserfiillung beginnt, so muss der Unternehmer den Verbraucher dazu
auffordern, ihm ein ausdriicklich auf diese vorzeitige Vertragserfiillung gerichtetes
Verlangen — im Fall eines auBBerhalb von Geschéftsraumen geschlossenen Vertrags
auf einem dauerhaften Datentriger — zu erklédren.
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Verbraucher den Fernabsatzvertrag mit dem Dritten, der die Waren,
Dienstleistungen oder digitalen Inhalte anbietet, oder mit dem Anbieter des
Online-Marktplatzes abschliefen wird. Wenn auf einem Online-Marktplatz
ausschlieflich Vertrdge mit Dritten abgeschlossen werden, ist diese Information
lediglich einmal vor Vertragsabschluss zu erteilen.

Informationserteilung bei Fernabsatzvertrigen

§7.(1) ...

(2) Wird der Vertrag unter Verwendung eines Fernkommunikationsmittels
geschlossen, bei dem fiir die Darstellung der Information nur begrenzter Raum oder
begrenzte Zeit zur Verfiigung steht, so hat der Unternehmer dem Verbraucher vor
dem Vertragsabschluss iiber dieses Fernkommunikationsmittel zumindest die in
§4 Abs.1Z1,2,4,5, 8 und 14 genannten Informationen iiber die wesentlichen
Merkmale der Waren oder Dienstleistungen, den Namen des Unternehmers, den
Gesamtpreis, das Riicktrittsrecht — mit Ausnahme des Muster-Widerrufsformulars
—, die Vertragslaufzeit und die Bedingungen der Kiindigung unbefristeter Vertrage
zu erteilen. Die anderen in § 4 Abs. 1 genannten Informationen einschlieflich des
Muster-Widerrufsformulars sind dem Verbraucher auf geeignete Weise unter
Beachtung von Abs. 1 zu erteilen.

@3) ...
Beginn der Vertragserfiillung vor Ablauf der Riicktrittsfrist

§ 10. Wenn ein Fernabsatzvertrag oder ein auflerhalb von Geschiftsraumen
geschlossener Vertrag den Verbraucher zu einer Zahlung verpflichtet und entweder
eine Dienstleistung oder die nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer
bestimmten Menge angebotene Lieferung von Wasser, Gas oder Strom oder die
Lieferung von Fernwidrme zum Gegenstand hat und wenn der Verbraucher
wiinscht, dass der Unternehmer noch vor Ablauf der Riicktrittsfrist nach § 11 mit
der Vertragserfiillung beginnt, muss der Unternechmer den Verbraucher dazu
auffordern, ihm ein ausdriicklich auf diese vorzeitige Vertragserfiillung gerichtetes
Verlangen — im Fall eines auB3erhalb von Geschéftsraumen geschlossenen Vertrags
auf einem dauerhaften Datentrdger — zu erkldren, und vom Verbraucher die
Bestdtigung verlangen, dass dieser den bei vollstindiger Vertragserfiillung
eintretenden Verlust seines Riicktrittsrechts zur Kenntnis genommen hat.
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Unterbliebene Aufklirung iiber das Riicktrittsrecht
Pflichten des Unternehmers bei Riicktritt des Verbrauchers vom Vertrag
§14. (1) bis (3) ...

Pflichten des Verbrauchers bei Riicktritt von einem Vertrag
iiber Dienstleistungen, Energie- und Wasserlieferungen oder digitale Inhalte

§ 16. (1) bis (4) ...
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Unterbliebene Aufklirung iiber das Riicktrittsrecht
Pflichten des Unternehmers bei Riicktritt des Verbrauchers vom Vertrag
§ 14. (1) bis (3) ...

(4) Der Unternehmer kann jede weitere Nutzung der digitalen Leistung durch
den Verbraucher unterbinden, indem er etwa — unbeschadet des Abs. 7 — den
Zugang des Verbrauchers zur digitalen Leistung oder das Nutzerkonto des
Verbrauchers sperrt.

(5) In Bezug auf personenbezogene Daten des Verbrauchers hat der
Unternehmer die Pflichten nach der Verordnung (EU) 2016/679 einzuhalten.

(6) Der Unternehmer darf Inhalte, die nicht personenbezogene Daten sind und
die vom Verbraucher bei der Nutzung der vom Unternehmer bereitgestellten
digitalen Leistung bereitgestellt oder erstellt wurden, nur dann verwenden, wenn
diese Inhalte

1. nur im Zusammenhang mit der vom Unternehmer bereitgestellten
digitalen Leistung einen Nutzen haben,

2. ausschliefSlich mit der Nutzung der vom Unternehmer bereitgestellten
digitalen Leistung durch den Verbraucher zusammenhdngen,

3. vom Unternehmer mit anderen Daten aggregiert wurden und nicht oder
nur mit unverhdltnismdfigem Aufwand disaggregiert werden konnen oder

4. vom Verbraucher gemeinsam mit anderen erzeugt wurden und andere
Verbraucher die Inhalte weiterhin nutzen kénnen.

(7) Der Unternehmer hat — auf3er in den Fillen des Abs. 6 Z 1 bis 3 — alle
Inhalte, die nicht personenbezogene Daten sind und die vom Verbraucher bei der
Nutzung der vom Unternehmer bereitgestellten digitalen Leistung bereitgestellt
oder erstellt wurden, dem Verbraucher auf dessen Verlangen so zur Verfiigung zu
stellen, dass der Verbraucher diese Inhalte kostenfrei, ohne Behinderung durch
den Unternehmer, in angemessener Frist und in einem allgemein gebrduchlichen
und maschinenlesbaren Format wiedererlangen kann.

Pflichten des Verbrauchers bei Riicktritt von einem Vertrag
iiber Dienstleistungen, Energie- und Wasserlieferungen oder digitale
Leistungen

§ 16. (1) bis (4) ...
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Ausnahmen vom Riicktrittsrecht

§ 18. (1) Der Verbraucher hat kein Riicktrittsrecht bei Fernabsatz- oder
auferhalb von Geschéftsrdumen geschlossenen Vertrégen iiber

1.

Dienstleistungen, wenn der Unternehmer — auf Grundlage eines
ausdriicklichen Verlangens des Verbrauchers nach § 10 sowie einer
Bestitigung des Verbrauchers iiber dessen Kenntnis vom Verlust des
Riicktrittsrechts bei vollstindiger Vertragserfillung — noch vor Ablauf der
Riicktrittsfrist nach § 11 mit der Ausfiihrung der Dienstleistung begonnen
hatte und die Dienstleistung sodann vollstindig erbracht wurde,

. bis 10. ...
. die Lieferung von nicht auf einem korperlichen Datentriager gespeicherten

digitalen Inhalten, wenn der Unternechmer — mit ausdriicklicher
Zustimmung des Verbrauchers, verbunden mit dessen Kenntnisnahme vom
Verlust des Riicktrittsrechts bei vorzeitigem Beginn mit der
Vertragserfillung, und nach Zurverfiigungstellung einer Ausfertigung
oder Bestdtigung nach § 5 Abs. 2 oder § 7 Abs. 3 — noch vor Ablauf der
Riicktrittsfrist nach § 11 mit der Lieferung begonnen hat.

(2) Der Verbraucher hat weiters kein Riicktrittsrecht bei Vertrdgen iiber
dringende Reparatur- oder Instandhaltungsarbeiten, bei denen der Verbraucher den dringende Reparatur- oder Instandhaltungsarbeiten, bei denen der Verbraucher den
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(5) Tritt der Verbraucher nach § 11 Abs. 1 vom Vertrag zuriick, so darf er
eine ihm bereitgestellte digitale Leistung nicht mehr nutzen oder Dritten zur
Verfiigung stellen.

Ausnahmen vom Riicktrittsrecht

§ 18. (1) Der Verbraucher hat kein Riicktrittsrecht bei Fernabsatz- oder
auferhalb von Geschéftsrdumen geschlossenen Vertrdgen iiber

1.

Dienstleistungen, wenn der Unternehmer die Dienstleistung vollstindig

erbracht hat, wobei in jenen Fillen, in denen der Verbraucher nach dem

Vertrag zu einer Zahlung verpflichtet ist, das Riicktrittsrecht nur entfdllt,

wenn iiberdies der Unternehmer mit der vorherigen ausdriicklichen

Zustimmung des Verbrauchers mit der Vertragserfiillung begonnen hat

und wenn der Verbraucher

a) entweder vor Beginn der Dienstleistungserbringung bestdtigt hat, zur
Kenntnis genommen zu haben, dass er sein Riicktrittsrecht mit
vollstdndiger Vertragserfiillung verliert,

b) oder den Unternehmer ausdriicklich zu einem Besuch aufgefordert hat,
um Reparaturarbeiten vornehmen zu lassen,

. bis 10. ...
. die Bereitstellung von digitalen Inhalten, die nicht auf einem korperlichen

Datentriger geliefert werden sollen, wenn der Unternehmer mit der
Vertragserfiillung begonnen hat, wobei in jenen Fdllen, in denen der
Verbraucher nach dem Vertrag zu einer Zahlung verpflichtet ist, das
Riicktrittsrecht nur entfdllt, wenn iiberdies

a) der Verbraucher dem Beginn der Vertragserfiillung vor Ablauf der
Riicktrittsfrist ausdriicklich zugestimmt hat,

b) der Verbraucher bestitigt hat, zur Kenntnis genommen zu haben, dass
er durch den vorzeitigen Beginn der Vertragserfiillung sein
Riicktrittsrecht verliert, und

¢) der Unternehmer dem Verbraucher eine Ausfertigung oder Bestdtigung
nach § 5 Abs. 2 oder § 7 Abs. 3 zur Verfiigung gestellt hat.

(2) Der Verbraucher hat weiters kein Riicktrittsrecht bei Vertrdgen iiber
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Unternehmer ausdriicklich zu einem Besuch zur Ausfiihrung dieser Arbeiten
aufgefordert hat. Erbringt der Unternehmer bei einem solchen Besuch weitere
Dienstleistungen, die der Verbraucher nicht ausdriicklich verlangt hat, oder liefert
er Waren, die bei der Instandhaltung oder Reparatur nicht unbedingt als Ersatzteile
bendtigt werden, so steht dem Verbraucher hinsichtlich dieser zusdtzlichen
Dienstleistungen oder Waren das Riicktrittsrecht zu.

3) ..

§ 19. Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer gerichtlich strafbaren
Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer
Strafe bedroht ist, begeht ein Unternehmer eine Verwaltungsiibertretung und ist
mit einer Geldstrafe bis zu 1 450 Euro zu bestrafen, wenn er

I. ..

2. bis4. ...
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Unternehmer ausdriicklich zu einem Besuch zur Ausfithrung dieser Arbeiten
aufgefordert hat. Vom Ausschluss des Riicktrittsrechts nach dieser Bestimmung
werden aber weitere Dienstleistungen, die der Verbraucher nicht ausdriicklich
verlangt hat, oder gelieferte Waren, die bei der Instandhaltung oder Reparatur nicht
unbedingt als Ersatzteile benotigt werden, nicht umfasst.

3) ...

(4) Die Ausnahmen nach Abs. 1 Z 1 lit. a, Z 2, Z 3 und Z 5 gelten nicht bei
Vertrdgen, die anldsslich eines unerbetenen Besuchs des Unternehmers in der
Wohnung des Verbrauchers oder auf einem Ausflug nach § 3 Z 1 lit. d geschlossen
werden, wenn

1. der Unternehmer den Verbraucher besucht, obwohl der Verbraucher,
etwa durch einen Aufkleber, zu erkennen gegeben hat, dass er keine
unerbetenen Besuche von Unternehmern wiinscht,

2. der unerbetene Besuch zwischen 20 und 7 Uhr beginnt oder an einem
Sonn- oder Feiertag stattfindet,

3. der Verbraucher am Tag des Vertragsabschlusses im Beisein des
Unternehmers ein Entgelt von mehr als 250 Euro zahlt oder

4. der Unternehmer mit dem Besuch oder dem Ausflug gegen § 54 Abs. 1
zweiter Satz GewO 1994 oder gegen § 57 Abs. 1 oder 4 GewO 1994
verstoft.

§ 19. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer gerichtlich strafbaren
Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer
Strafe bedroht ist, begeht ein Unternehmer eine Verwaltungsiibertretung und ist
mit einer Geldstrafe bis zu 1 450 Euro zu bestrafen, wenn er

I. ..

la. in die gemdf; § 4a gebotenen zusdtzlichen Informationen bei auf Online-
Marktplitzen geschlossenen Vertrdgen falsche Angaben aufnimmt oder
die Informationspflichten gemdf3 § 4a nicht oder nicht vollstindig erfiillt;
2. bis 4. ...
4a. bei elektronisch geschlossenen Vertrdgen seiner Verpflichtung nach § 8
Abs. 2 zur Information iiber die Zahlungsverpflichtung nicht oder nicht in
derin § 8 Abs. 2 vorgeschriebenen Weise nachkommt;
5. ...
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Inkrafttreten
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Sa. es unterldsst, den Verbraucher nach § 10 aufzufordern, ein auf die
vorzeitige Vertragserfiillung gerichtetes Verlangen zu erkliren;
6. ...
7. ...

(2) Bei der Strafbemessung sind insbesondere zu beriicksichtigen:

1. die Art, die Schwere, der Umfang und die Dauer des Verstofies,

2. Mafinahmen des Unternehmers zur Minderung oder Beseitigung des
Schadens, der Verbrauchern entstanden ist,

3. frithere Verstofie des Unternehmers,

4. vom Unternehmer aufgrund des Verstofies erlangte finanzielle Vorteile
oder vermiedene Verluste, wenn dazu die entsprechenden Daten verfiighar
sind,

5. Sanktionen, die gegen den Unternehmer fiir denselben Verstofy in
grenziiberschreitenden Fillen in anderen Mitgliedstaaten verhdngt
wurden, sofern Informationen iiber solche Sanktionen im Rahmen des
aufgrund der Verordnung (EU) 2017/2394 iiber die Zusammenarbeit
zwischen den fiir die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze
zustdandigen nationalen Behorden und zur Aufhebung der Verordnung
(EG) Nr. 2006/2004, ABL. Nr. L 345 vom 27.12.2017 S. 1, errichteten
Mechanismus verfiigbar sind.

(3) Wenn das Verwaltungsstrafverfahren im Rahmen der Verhdngung von
Sanktionen nach Artikel 21 der Verordnung (EU) 2017/2394 gefiihrt wird, konnen
Geldstrafen bis zu einer Hohe von 4 % des Jahresumsatzes des Unternehmers
verhdngt werden. Maf3geblich ist der Jahresumsatz in den von dem Verstof3
betroffenen Mitgliedstaaten. Sofern keine Informationen tiber den Jahresumsatz
des Unternehmers verfiigbar sind, konnen Geldstrafen bis zu zwei Millionen Euro
verhdngt werden.

Inkrafttreten
§ 20. (1) bis (3) ...

(4) Die §§ 1, 3 und 4, § 4a samt Uberschrift, die §§ 7, 10, 14, 16, 18 und 19
sowie der Anhang I in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXX/2022
treten mit 28. Mai 2022 in Kraft und sind in dieser Fassung auf Vertrdge
anzuwenden, die nach dem 27. Mai 2022 geschlossen werden.
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Umsetzungshinweis

§ 22. Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie 2011/83/EU {iber die
Rechte der Verbraucher, zur Abédnderung der Richtlinie 93/13/EWG und der
Richtlinie 1999/44/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG und der
Richtlinie 97/7/EG, ABIL. Nr. L 304 vom 22.11.2011 S. 64, umgesetzt.

ANHANG I
Informationen zur Ausiibung des Widerrufsrechts

A. Muster-Widerrufsbelehrung
Widerrufsrecht

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Griinden diesen
Vertrag zu widerrufen.

Die Widerrufsfrist betrégt vierzehn Tage ab dem Tag [1].

Um Thr Widerrufsrecht auszuiiben, miissen Sie uns ( [2] ) mittels einer eindeutigen
Erkldrung (z. B. ein mit der Post versandter Brief, Telefax oder E-Mail) iiber Thren
Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie konnen dafiir das
beigefiigte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben
ist. [3]

Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung iiber die
Ausiibung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden.
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Umsetzungshinweis

§ 22. Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie 2011/83/EU {iber die
Rechte der Verbraucher, zur Abdnderung der Richtlinie 93/13/EWG und der
Richtlinie 1999/44/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG und der
Richtlinie 97/7/EG, ABl. Nr. L 304 vom 22.11.2011 S. 64, in der Fassung der
Richtlinie (EU) 2019/2161 zur A'nderung der Richtlinien 93/13/EWG, 98/6/EG,
2005/29/EG und 2011/83/EU zur besseren Durchsetzung und Modernisierung der
Verbraucherschutzvorschriften der Union, ABI. Nr. L 328 vom 18.12.2019, S. 7,
umgesetzt.

ANHANG I
Informationen zur Ausiibung des Widerrufsrechts

A. Muster-Widerrufsbelehrung
Widerrufsrecht

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Griinden diesen
Vertrag zu widerrufen.

Die Widerrufsfrist betrégt vierzehn Tage ab dem Tag [1].

Um Thr Widerrufsrecht auszuiiben, miissen Sie uns ( [2] ) mittels einer eindeutigen
Erklarung (z. B. mit der Post versandter Brief oder E-Mail) iiber Ihren Entschluss,
diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie konnen dafiir das beigefiigte
Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. [3]

Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung iiber die
Ausiibung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden.
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Folgen des Widerrufs

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Thnen alle Zahlungen, die wir von
Ihnen erhalten haben, einschlieBlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der
zusitzlichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der
Lieferung als die von uns angebotene, giinstigste Standardlieferung gewdihlt
haben), unverziiglich und spitestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag
zuriickzuzahlen, an dem die Mitteilung tiber IThren Widerruf dieses Vertrags bei uns
eingegangen ist. Fiir diese Riickzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel,
das Sie bei der urspriinglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Thnen
wurde ausdriicklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden Thnen wegen
dieser Riickzahlung Entgelte berechnet. [4]

[3]
(6]

Gestaltungshinweise:

[1.] Fiigen Sie einen der folgenden in Anfithrungszeichen gesetzten Textbausteine
ein:

a) im Falle eines Dienstleistungsvertrags oder eines Vertrags tber die
Lieferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem
begrenzten Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf
angeboten werden, von Fernwéirme oder von digitalen Inhalten, die
nicht auf einem korperlichen Datentrager geliefert werden: ,,des
Vertragsabschlusses.*;

b) im Falle eines Kaufvertrags: ,,, an dem Sie oder ein von Thnen benannter
Dritter, der nicht der Beforderer ist, die Waren in Besitz genommen
haben bzw. hat.*;

c¢) im Falle eines Vertrags iiber mehrere Waren, die der Verbraucher im
Rahmen einer einheitlichen Bestellung bestellt hat und die getrennt
geliefert werden: ,,, an dem Sie oder ein von Thnen benannter Dritter,
der nicht der Beforderer ist, die letzte Ware in Besitz genommen haben
bzw. hat.*;
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Folgen des Widerrufs

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Thnen alle Zahlungen, die wir von
Ihnen erhalten haben, einschlieBlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der
zusitzlichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der
Lieferung als die von uns angebotene, giinstigste Standardlieferung gewéhlt
haben), unverziiglich und spitestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag
zuriickzuzahlen, an dem die Mitteilung tiber IThren Widerruf dieses Vertrags bei uns
eingegangen ist. Fiir diese Riickzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel,
das Sie bei der urspriinglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Thnen
wurde ausdriicklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden Thnen wegen
dieser Riickzahlung Entgelte berechnet. [4]

[3]
(6]

Gestaltungshinweise:

[1.] Fiigen Sie einen der folgenden in Anfithrungszeichen gesetzten Textbausteine
ein:

a) im Falle eines Dienstleistungsvertrags oder eines Vertrags iiber die
Lieferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem
begrenzten Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf
angeboten werden, von Fernwéirme oder von digitalen Inhalten, die
nicht auf einem korperlichen Datentriger geliefert werden: ,.des
Vertragsabschlusses.*;

b) im Falle eines Kaufvertrags: ,,, an dem Sie oder ein von Ihnen benannter
Dritter, der nicht der Beforderer ist, die Waren in Besitz genommen
haben bzw. hat.*;

c¢) im Falle eines Vertrags iiber mehrere Waren, die der Verbraucher im
Rahmen einer einheitlichen Bestellung bestellt hat und die getrennt
geliefert werden: ,,, an dem Sie oder ein von Thnen benannter Dritter,
der nicht der Beforderer ist, die letzte Ware in Besitz genommen haben
bzw. hat.*;
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d) im Falle eines Vertrags iiber die Lieferung einer Ware in mehreren
Teilsendungen oder Stiicken: ,,, an dem Sie oder ein von IThnen
benannter Dritter, der nicht der Beforderer ist, die letzte Teilsendung
oder das letzte Stiick in Besitz genommen haben bzw. hat.;

e) im Falle eines Vertrags zur regelméfigen Lieferung von Waren iiber
einen festgelegten Zeitraum hinweg: ,,, an dem Sie oder ein von Thnen
benannter Dritter, der nicht der Beforderer ist, die erste Ware in Besitz
genommen haben bzw. hat.*

[2.] Fiigen Sie Thren Namen, Thre Anschrift und, soweit verfiigbar,
Thre Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse ein.

B. Muster-Widerrufsformular

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann fiillen Sie bitte dieses
Formular aus und senden Sie es zuriick)

— An [hier ist der Name, die Anschrift und gegebenenfalls die Faxnummer
und E-Mail-Adresse des Unternechmers durch den Unternechmer
einzufiigen]:

— Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen
Vertrag iiber den Kauf der folgenden Waren (*)/die Erbringung der
folgenden Dienstleistung (*)

— Bestellt am (*)/erhalten am (*)

— Name des/der Verbraucher(s)

— Anschrift des/der Verbraucher(s)
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d) im Falle eines Vertrags iiber die Lieferung einer Ware in mehreren
Teilsendungen oder Stiicken: ,,, an dem Sie oder ein von Ihnen
benannter Dritter, der nicht der Beforderer ist, die letzte Teilsendung
oder das letzte Stiick in Besitz genommen haben bzw. hat.*;

e) im Falle eines Vertrags zur regelméfigen Lieferung von Waren tiber
einen festgelegten Zeitraum hinweg: ,,, an dem Sie oder ein von Thnen
benannter Dritter, der nicht der Beforderer ist, die erste Ware in Besitz
genommen haben bzw. hat.*

[2.] Fiigen Sie Thren Namen, Ihre Anschrift, [hre Telefonnummer und Zhre E-

Mail-Adresse ein.

B. Muster-Widerrufsformular

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann fiillen Sie bitte dieses
Formular aus und senden Sie es zuriick)

— An [hier ist der Name, die Anschrift und die E-Mail-Adresse des
Unternehmers durch den Unternehmer einzufiigen]:

— Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen
Vertrag iiber den Kauf der folgenden Waren (*)/die Erbringung der
folgenden Dienstleistung (*)

— Bestellt am (*)/erhalten am (*)

— Name des/der Verbraucher(s)

— Anschrift des/der Verbraucher(s)
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— Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier)

— Datum

(*) Unzutreffendes streichen.
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— Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier)

— Datum

(*) Unzutreffendes streichen.

Artikel 2
Anderung des Konsumentenschutzgesetzes

Bundesgesetz vom 8. Mérz 1979, mit dem Bestimmungen zum Schutz

der Verbraucher getroffen werden (Konsumentenschutzgesetz —
KSchG)

Allgemeine Informationspflichten des Unternehmers

§5a. (1) Bevor der Verbraucher durch einen Vertrag oder seine
Vertragserklarung gebunden ist, muss ihn der Unternehmer in klarer und
verstiandlicher Weise {iber Folgendes informieren, soweit sich diese Informationen
nicht bereits unmittelbar aus den Umstdnden ergeben:

1. bis 4. ...

5. zusétzlich zu dem Hinweis auf das Bestehen eines gesetzlichen
Gewidhrleistungsrechts fiir die Ware gegebenenfalls das Bestehen und die
Bedingungen von Kundendienstleistungen nach dem Verkauf und von
gewerblichen Garantien,

Bundesgesetz vom 8. Mérz 1979, mit dem Bestimmungen zum Schutz
der Verbraucher getroffen werden (Konsumentenschutzgesetz —
KSchG)

Allgemeine Informationspflichten des Unternehmers

§5a. (1) Bevor der Verbraucher durch einen Vertrag oder seine
Vertragserklarung gebunden ist, muss ihn der Unternehmer in klarer und
verstiandlicher Weise {iber Folgendes informieren, soweit sich diese Informationen
nicht bereits unmittelbar aus den Umstdnden ergeben:

1. bis 4. ...

5. zusétzlich zu dem Hinweis auf das Bestehen eines gesetzlichen
Gewidhrleistungsrechts fiir die Ware oder die digitale Leistung
gegebenenfalls das Bestehen und die Bedingungen von
Kundendienstleistungen nach dem Verkauf und von gewerblichen
Garantien,
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7. gegebenenfalls die Funktionsweise digitaler Inhalte einschlieBlich
anwendbarer technischer SchutzmaBnahmen fiir solche Inhalte und

8. gegebenenfalls — soweit wesentlich — die Interoperabilitit digitaler
Inhalte mit Hard- und Software, soweit diese dem Unternehmer bekannt
ist oder verniinftigerweise bekannt sein muss.

(2) Die in Abs. 1 festgelegten Informationspflichten gelten nicht fiir Vertrége
1. bis 14. ...

15. die mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln mit Hilfe 6ffentlicher
Fernsprecher zu deren Nutzung geschlossen werden oder die zur Nutzung
einer einzelnen von einem Verbraucher hergestellten Telefon-, Internet-
oder Faxverbindung geschlossen werden.

Strafbestimmungen
§32. (1) bis(3) ...
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7. gegebenenfalls die Funktionalitit von Waren mit digitalen Elementen (§ 2
Z4 VGG) und von digitalen Leistungen einschliellich anwendbarer
technischer Schutzmafnahmen und

8. gegebenenfalls — soweit wesentlich — die Kompatibilitit und
Interoperabilitidt von Waren mit digitalen Elementen und von digitalen
Leistungen, soweit sie dem Unternehmer bekannt sind oder
verniinftigerweise bekannt sein miissen.

(2) Die in Abs. 1 festgelegten Informationspflichten gelten nicht fiir Vertrége
1. bis 14. ...

15. die mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln mit Hilfe 6ffentlicher
Fernsprecher zu deren Nutzung geschlossen werden oder die zur Nutzung
einer einzelnen von einem Verbraucher hergestellten Telefon-, Internet-
oder Faxverbindung geschlossen werden,

16. iiber Waren, die aufgrund von Zwangsvollstreckungsmafinahmen oder
anderen gerichtlichen Mafinahmen verkauft werden.

Strafbestimmungen
§32.(1)bis(3) ...
(4) In den Fdllen des Abs. 1 Z 1 lit. a und b sind bei der Strafbemessung

insbesondere zu beriicksichtigen:

1. die Art, die Schwere, der Umfang und die Dauer des Verstofses,

2. Mafsnahmen des Unternehmers zur Minderung oder Beseitigung des
Schadens, der Verbrauchern entstanden ist,

3. frithere Verstofie des Unternehmers,

4. vom Unternehmer aufgrund des Verstofies erlangte finanzielle Vorteile
oder vermiedene Verluste, wenn dazu die entsprechenden Daten verfiighar
sind,

5. Sanktionen, die gegen den Unternehmer fiir denselben Verstofs in
grenziiberschreitenden Fdllen in anderen Mitgliedstaaten verhdngt
wurden, sofern Informationen iiber solche Sanktionen im Rahmen des
aufgrund der Verordnung (EU) 2017/2394 iiber die Zusammenarbeit
zwischen den fiir die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze
zustdandigen nationalen Behorden und zur Aufhebung der Verordnung
(EG) Nr.2006/2004, ABL. Nr.L 345 vom 27.12.2017 S. 1, errichteten
Mechanismus verfiigbhar sind.
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(5) In den Fillen des Abs. 1 Z 1 lit. a und b konnen Geldstrafen bis zu einer
Hohe von 4 % des Jahresumsatzes des Unternehmers verhdngt werden, wenn das
Verwaltungsstrafverfahren im Rahmen der Verhdngung von Sanktionen nach
Artikel 21 der Verordnung (EU) 2017/2394 gefiihrt wird. Mafgeblich ist der
Jahresumsatz in den von dem Verstofs betroffenen Mitgliedstaaten. Sofern keine
Informationen iiber den Jahresumsatz des Unternehmers verfiighar sind, kénnen
Geldstrafen bis zu zwei Millionen Euro verhdngt werden.

Unterlassungsexekution

§32a. (1) Wird Unterlassungsexekution (§§ 355 ff. EO) gefiihrt, weil ein
Unternehmer eine Vertragsbestimmung weiter verwendet, die gegen § 6 dieses
Bundesgesetzes oder gegen § 879 Abs.3 ABGB verstoft, so sind bei der
Bemessung der Geldstrafe insbesondere zu beriicksichtigen:

1. die Art, die Schwere, der Umfang und die Dauer des Verstofies,

2. Mafinahmen des Unternehmers zur Minderung oder Beseitigung des
Schadens, der Verbrauchern entstanden ist,

3. friihere Verstofse des Unternehmers,

4. vom Unternehmer aufgrund des Verstofies erlangte finanzielle Vorteile
oder vermiedene Verluste, wenn dazu die entsprechenden Daten verfiighar
sind,

5. Sanktionen, die gegen den Unternehmer fiir denselben Verstofy in
grenziiberschreitenden Fdllen in anderen Mitgliedstaaten verhdngt
wurden, sofern Informationen iiber solche Sanktionen im Rahmen des
aufgrund der Verordnung (EU) 2017/2394 iiber die Zusammenarbeit
zwischen den fiir die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze
zustdndigen nationalen Behorden und zur Aufhebung der Verordnung
(EG) Nr. 2006/2004, ABL. Nr. L 345 vom 27.12.2017 S. 1, errichteten
Mechanismus verfiighar sind.

(2) In den in Abs. 1 genannten Fillen konnen die Geldstrafen abweichend von
$ 359 A4bs. 1 EO bis zu 4 % des Jahresumsatzes des Unternehmers erreichen, wenn
die Unterlassungsexekution im Rahmen der Verhingung von Sanktionen nach
Artikel 21 der Verordnung (EU) 2017/2394 gefiihrt wird. Mafgeblich ist der
Jahresumsatz in den von dem Verstof3 betroffenen Mitgliedstaaten. Sofern keine
Informationen iiber den Jahresumsatz des Unternehmers verfiighar sind, kénnen
die Geldstrafen bis zu zwei Millionen Euro erreichen.
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Ubergangs- und SchluBbestimmungen
§ 41a. (1) bis (38) ..
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Ubergangs- und SchluBbestimmungen
§ 41a. (1) bis (38) ...

(39) §$ 5a, 32 und 32a samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. XXX/2022 treten mit 28. Mai 2022 in Kraft und sind in dieser Fassung
auf Vertrdige anzuwenden, die nach dem 27. Mai 2022 geschlossen werden.

Artikel 3
Anderung des Verbraucherbehordenkooperationsgesetzes

Bundesgesetz iiber die Zusammenarbeit von Behorden im
Verbraucherschutz (Verbraucherbehérdenkooperationsgesetz —
VBKG)

VerhiltnismiBigkeitsgrundsatz

Die zustindige Behorde hat die Befugnisse nach MaB3gabe des Art. 10 Abs. 2
VBKVO auszuiiben. Sie darf dabei in die Rechte von Unternehmerinnen und
Unternehmern sowie anderer Personen nur so weit eingreifen, als dies gesetzlich
vorgesehen und zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Unter mehreren nach
den Umstdnden des Einzelfalls in Betracht kommenden und zielfiihrenden
Befugnissen hat sie diejenigen zu ergreifen, die die Rechte der davon betroffenen
Unternehmerinnen und Unternechmer und anderer Personen am geringsten
beeintrichtigen, aber doch die rasche und wirksame Einstellung oder Untersagung
des  VerstoBes nach der  Verbraucherbehordenkooperationsverordnung
versprechen. Jede dadurch bewirkte Beeintrichtigung muss in einem
angemessenen Verhéltnis zur Art und dem tatsdchlichen oder potenziellen
Gesamtschaden des Verstofes nach der
Verbraucherbehdrdenkooperationsverordnung, zum Grad des Verdachts und zum
angestrebten Erfolg stehen.

Inkrafttreten
§ 14. (1) bis (6) ...

Bundesgesetz iiber die Zusammenarbeit von Behorden im
Verbraucherschutz (Verbraucherbehérdenkooperationsgesetz —
VBKG)

VerhiltnismiBigkeitsgrundsatz

§ 5. Die zustdndige Behorde hat die Befugnisse nach MaBigabe des Art. 10
Abs. 2 VBKVO auszuiiben. Sie darf dabei in die Rechte von Unternehmerinnen
und Unternehmern sowie anderer Personen nur so weit eingreifen, als dies
gesetzlich vorgesehen und zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Unter
mehreren nach den Umstinden des Einzelfalls in Betracht kommenden und
zielfilhrenden Befugnissen hat sie diejenigen zu ergreifen, die die Rechte der davon
betroffenen Unternehmerinnen und Unternehmer und anderer Personen am
geringsten beeintrachtigen, aber doch die rasche und wirksame Einstellung oder
Untersagung des Verstofies nach der
Verbraucherbehdrdenkooperationsverordnung versprechen. Jede dadurch bewirkte
Beeintrachtigung muss in einem angemessenen Verhéltnis zur Art und dem
tatsichlichen oder potenziellen Gesamtschaden des Verstoles nach der
Verbraucherbehdrdenkooperationsverordnung, zum Grad des Verdachts und zum
angestrebten Erfolg stehen.

Inkrafttreten
§ 14. (1) bis (6) ...
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Anhang

1. Richtlinien und Verordnungen geméfl § 3 Abs. 1Z 1:

a) Richtlinie ~ 93/13/EWG  iiber  missbrauchliche  Klauseln in
Verbrauchervertragen, ABl. Nr.L 95 vom 21.04.1993 S.29, zuletzt
gedndert durch die Richtlinie 2011/83/EU, ABIL. Nr.L 304 vom
22.11.2011 S. 64,

c)undd) ...

e) Richtlinie 2008/48/EG iiber Verbraucherkreditvertrige und zur
Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG, ABI. Nr. L 133 vom 22.05.2008
S. 66, zuletzt gedndert durch die Verordnung (EU) 2019/1243, ABI.
Nr. L 198 vom 25.07.2019 S. 241, soweit diese Richtlinie nicht die in Z 3
lit. e angefiihrten Bereiche betrifft;

...

g) Richtlinie 2011/83/EU {iber die Rechte der Verbraucher, zur Abanderung
der Richtlinie 93/13/EWG und der Richtlinie 1999/44/EG sowie zur
Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG und der Richtlinie 97/7/EG, ABL.
Nr. L 304 vom 22.11.2011 S. 64, zuletzt gedndert durch die Richtlinie
(EU) 2015/2302, ABI. Nr. L 326 vom 11.12.2015 S I;

h) bisj) ...

k) Richtlinie (EU) 2015/2302 iiber Pauschalreisen und verbundene
Reiseleistungen, zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und
der Richtlinie 2011/83/EU sowie zur Authebung der Richtlinie
90/314/EWG, ABIl. Nr.L326 vom 11.12.2015 S.1, soweit diese
Richtlinie nicht die in Z 3 /it. f angefiihrten Bereiche betrifft;

1) bisn) ...
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(7) § 5 sowie Z 1 lit. e und k des Anhangs in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. xxx/202X treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.
Z 1 lit. a und g sowie Z 3 lit. a und b des Anhangs in der Fassung des genannten
Bundesgesetzes treten mit 28. Mai 2022 in Kraft.

(8) Z 2 lit. ¢ des Anhangs in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr.
xxx/202X tritt mit 7. Juni 2023 in Kraft.

Anhang

1. Richtlinien und Verordnungen geméfl § 3 Abs. 1Z 1:

a) Richtlinie ~ 93/13/EWG  iiber  missbrduchliche  Klauseln in
Verbrauchervertragen, ABIL. Nr.L 95 vom 21.04.1993 S.29, zuletzt
gedandert durch die Richtlinie (EU) 2019/2161, ABIL. Nr. L 328 vom
18.12.2019 8. 7;

c)undd) ...

e) Richtlinie 2008/48/EG iiber Verbraucherkreditvertrige und zur
Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG, ABI. Nr. L 133 vom 22.05.2008
S. 66, zuletzt gedndert durch die Verordnung (EU) 2019/1243, ABI.
Nr. L 198 vom 25.07.2019 S. 241, soweit diese Richtlinie nicht die in Z 3
lit. fangefiihrten Bereiche betrifft;

) ...

g) Richtlinie 2011/83/EU {iber die Rechte der Verbraucher, zur Abénderung
der Richtlinie 93/13/EWG und der Richtlinie 1999/44/EG sowie zur
Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG und der Richtlinie 97/7/EG, ABL.
Nr. L 304 vom 22.11.2011 S. 64, zuletzt gedndert durch die Richtlinie
(EU) 2019/2161, ABI. Nr. L 328 vom 18.12.2019 S. 7,

h) bisj) ...

k) Richtlinie (EU) 2015/2302 iiber Pauschalreisen und verbundene
Reiseleistungen, zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und
der Richtlinie 2011/83/EU sowie zur Aufhebung der Richtlinie
90/314/EWG, ABIl. Nr.L326 vom 11.12.2015 S.1, soweit diese
Richtlinie nicht die in Z 3 /it. g angefiihrten Bereiche betrifft;

1) bisn) ...



Geltende Fassung

2. Verordnungen gemif} § 3 Abs. 17 2:
a)undb) ...
¢) Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 iiber die Rechte und Pflichten der
Fahrgiste im Eisenbahnverkehr, ABI. Nr. L 315 vom 03.12.2007 S. 14;
d)unde) ...

3. Richtlinien und Verordnungen gemifl § 3 Abs. 1Z 3:

a) Richtlinie 98/6/EG tiiber den Schutz der Verbraucher bei der Angabe der
Preise der ihnen angebotenen Erzeugnisse, ABI. Nr. L 80 vom 18.03.1998
S. 27;

b) Richtlinie 2005/29/EG  iiber wunlautere Geschéftspraktiken von
Unternehmen gegeniiber Verbrauchern im Binnenmarkt und zur Anderung
der Richtlinie 84/450/EWG, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und
2002/65/EG sowie der Verordnung Nr. (EG) 2006/2004 (Richtlinie iiber
unlautere Geschéftspraktiken), ABl. Nr. L 149 vom 11.06.2005 S. 22, in
der Fassung der Berichtigung ABL. Nr. L 253 vom 25.09.2009 S. 18,

c) bish) ...
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2. Verordnungen gemifl § 3 Abs. 17 2:
a)undb) ...
c) Verordnung (EU) 2021/782 iiber die Rechte und Pflichten der Fahrgdste
im Eisenbahnverkehr, ABL. L 172 vom 17.05.2021 S. 1;
d)unde) ...

3. Richtlinien und Verordnungen geméifl § 3 Abs. 1Z 3:

a) Richtlinie 98/6/EG fiiber den Schutz der Verbraucher bei der Angabe der
Preise der ihnen angebotenen Erzeugnisse, ABI. Nr. L 80 vom 18.03.1998
S. 27, zuletzt gedndert durch die Richtlinie (EU) 2019/2161, ABL
Nr. L 328 vom 18.12.2019 S. 7,

b) Richtlinie 2005/29/EG  iiber unlautere Geschéiftspraktiken von
Unternehmen gegeniiber Verbrauchern im Binnenmarkt und zur Anderung
der Richtlinie 84/450/EWG, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und
2002/65/EG sowie der Verordnung Nr. (EG) 2006/2004 (Richtlinie iiber
unlautere Geschiftspraktiken), ABl. Nr. L 149 vom 11.06.2005 S. 22,
zuletzt gedndert durch die Richtlinie (EU) 2019/2161, ABL. Nr. L 328 vom
18.12.2019 8. 7;

c) bish) ...



	Textgegenüberstellung 
	Artikel 1 
	Änderung des Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetzes 

	ANHANG I 
	ANHANG I 
	Informationen zur Ausübung des Widerrufsrechts 
	Informationen zur Ausübung des Widerrufsrechts 
	A. Muster-Widerrufsbelehrung 
	A. Muster-Widerrufsbelehrung 
	B. Muster-Widerrufsformular 
	B. Muster-Widerrufsformular 
	Artikel 2 
	Änderung des Konsumentenschutzgesetzes 

	Artikel 3 
	Änderung des Verbraucherbehördenkooperationsgesetzes 

	Anhang 
	Anhang 
	1. Richtlinien und Verordnungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 1: 
	1. Richtlinien und Verordnungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 1: 
	2. Verordnungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 2: 
	2. Verordnungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 2: 
	3. Richtlinien und Verordnungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 3: 
	3. Richtlinien und Verordnungen gemäß § 3 Abs. 1 Z 3: 

